Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9586 


09. 01.98 


Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Renate Rennebach, Gerd Andres, 
Doris Barnett, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 13/9464 — 


Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft in Berlin 


Berlin als größte Baustelle Europas ist für illegale Beschäftigung und 
Schwarzarbeit ein besonders attraktives Betätigungsfeld. Trotz jährlicher 
Bauinvestitionen in Milliardenhöhe (1996: 30 Mrd. DM) sind in Berlin 
25 000 Bauarbeiter arbeitslos, die Konkurse der Bauuntemehmen haben 
noch immer steigende Tendenz. 

1995 wurde die Prüf gruppe AD -Bau des LAA Berlin-Brandenburg mit 
insgesamt 150 Mitarbeitern gegründet, die insbesondere Arbeitserlaub- 
nisverstöße und unerlaubte Arbeitnehmerüberlassung und -Vermittlung 
verfolgt sowie die Einhaltung des Mindestlohns nach dem Arbeitneh- 
mer-Entsendegesetz überprüft. Eine besondere Priorität güt der Verfol- 
gung der Anbieter illegaler Beschäftigungsverhältnisse. Diese Maßnah- 
me ist bis Sommer 1998 befristet. 


1. Hat die Prüfgruppe AD-Bau eine ausreichende Anzahl an Mit- 
arbeitern um sicherzustellen, daß tatsächlich die überwiegende 
Mehrheit der illegal Beschäftigten aufgegriffen werden kann? 

Wie ist die Qualifikation dieser Mitarbeiter? 


Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren dafür Sorge 
getragen, daß das Personal zur Bekämpfung illegaler Beschäf- 
tigung erheblich verstärkt wurde. Im Jahre 1982 hatte die Bun- 
desanstalt für Arbeit bundesweit 50 Mitarbeiter in den Bear- 
beitungsstellen zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung einge- 
setzt. Im Jahre 1997 waren in diesen Bearbeitungsstellen, den seit 
Mitte 1995 besonders eingerichteten Sonderprüf gruppen AD-Bau 
und anderen Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit mehr als 
2 450 Bedienstete tätig. Das Bundesministerium der Finanzen 
stellt mit den Hauptzollämtern über 1 070 Bedienstete zur Verfü- 
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gung. Die Aufdeckung illegaler Beschäftigung ist demnach nicht 
allein auf die Sonderprüfgruppen AD-Bau beschränkt. Hinzu 
kommen Hinweise und Prüfergebnisse anderer Behörden wie z. B. 
der Einzugsstellen, der Ausländerbehörden und der Behörden, die 
das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit durchführen. Über 
die Zahl des in diesen Länderbehörden eingesetzten Personals hat 
die Bundesregierung keine Erkenntnisse. Die Arbeits- und Haupt- 
zollämter werden zusätzlich in großem Umfang von der Polizei 
unterstützt. 

Auch im Land Berlin wird illegale Beschäftigung und Schwarz- 
arbeit von verschiedenen, sich unterstützenden Behörden be- 
kämpft. Die Sonderprüfgruppe AD-Bau in Berlin ist vorrangig 
zuständig für die Überprüfung von Baustellen, auf denen Werk- 
vertragsarbeitnehmer im Rahmen bilateraler Regierungsverein- 
barungen tätig sind. Daneben sind in Berlin innerhalb der 
Bundesanstalt für Arbeit weitere Organisationseinheiten für die 
Bekämpfung illegaler Beschäftigung eingerichtet. Im Landesar- 
beitsamtsbezirk Berlin-Brandenburg sind insgesamt 347 Mitar- 
beiter zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung eingesetzt, da- 
von 150 in der Sonderprüfgruppe AD-Bau. Hinzu kommen bei den 
Hauptzollämtern in Berlin 44 Mitarbeiter. 

Die Qualifikation der Mitarbeiter in der Sonderprüfgruppe AD- 
Bau in Berlin ist, ebenso wie in den anderen Sonderprüfgruppen, 
unterschiedlich; regelmäßig ist die Leitungsebene mit Mitar- 
beitern der Bundesanstalt für Arbeit besetzt, die bereits zuvor im 
Bereich der Bekämpfung illegaler Beschäftigung tätig waren. Die 
neu eingestellten Mitarbeiter stammen aus den verschiedensten 
Berufen; u. a. wurden auch ehemalige Baufacharbeiter eingestellt, 
die die Verhältnisse auf den Baustellen gut kennen. Die neuen 
Mitarbeiter der Sonderprüfgruppe AD-Bau sind intensiv in diese 
Tätigkeit vom Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg eingewiesen 
worden und haben sich in der Praxis erfolgreich bewährt. 


2. Welche Ausstattung hat die Prüf gruppe AD-Bau? 

Wie wird dabei dem Umstand Rechnung getragen, daß entsandte 
Arbeitnehmer in der Regel keine Deutschkenntnisse haben? 


Die Sonderprüfgruppe AD-Bau in Berlin wurde - wie die anderen 
Prüf gruppen auch - mit Fahrzeugen (Kleinbussen), Mobiltele- 
fonen, Handfunksprechgeräten, tragbaren Kopiergeräten sowie 
mit Sicherheits- bzw. Schutzkleidung ausgestattet. 

Bereits bei der Auswahl der Mitarbeiter der Sonderprüfgruppen 
wurden Kenntnisse insbesondere osteuropäischer Sprachen be- 
rücksichtigt. Soweit eigene Mitarbeiter mit ausreichenden 
Fremdsprachenkenntnissen nicht zur Verfügung stehen, werden 
Dolmetscher eingesetzt. Zudem sind die Erfassungsbögen, die für 
die Personenbefragungen verwendet werden, in verschiedenen 
Sprachen aufgelegt. 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9586 


3. Plant die Bundesregierung eine Verlängerung der Kontrollmaß- 
nahmen durch das LAA, oder läuft diese Maßnahme - wie bisher 
vorgesehen - 1998 aus? 


Mit dem Arbeitsförderungs-Reformgesetz und dem Ersten Gesetz 
zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, das am 
1. Januar 1998 in Kraft getreten ist, hat der Gesetzgeber auf 
Initiative der Bundesregierung die Voraussetzungen für eine noch 
wirksamere Bekämpfung der illegalen Beschäftigung weiter er- 
heblich verbessert. Diese Verbesserungen sind einstimmig auch 
vom Bundesrat mitgetragen worden. 

Ausländische Arbeitnehmer sind verpfhchtet, ihre Ausweispa- 
piere oder Aufenthaltsbescheinigungen den Mitarbeitern der 
Arbeits- und Hauptzollämter auf Verlangen vorzulegen. Sofern 
Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen ausländerrechtliche Vor- 
schriften bestehen, können ab 1998 die Papiere eingezogen und 
den Ausländerbehörden unverzüglich übermittelt werden. Die 
Beamten der Hauptzollämter haben die Rechte und Pflichten der 
Polizei erhalten und werden insoweit Hilfsbeamte der Staats- 
anwaltschaft. Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
„mittelbarer" illegaler Ausländerbeschäftigung durch Hauptun- 
temehmer, die Nachuntemehmer einsetzen, die illegal Ausländer 
beschäftigen, wurde von den Länderbehörden auf die Bundes- 
anstalt für Arbeit übertragen. Die Bußgeldrahmen für unmittel- 
bare und „mittelbare" illegale Ausländerbeschäftigung wurden 
für Arbeitgeber von 100 000 DM auf 500 000 DM und für das 
Tätigwerden ausländischer Arbeitnehmer ohne erforderliche Ge- 
nehmigung (Arbeitserlaubnis) von 1 000 DM auf 10 000 DM er- 
höht. 

Die Bekämpfung von Verstößen nach dem Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetz ist durch zusätzliche Angaben in der Anmeldung der 
ausländischen Bauarbeitgeber verbessert worden. Die Pflicht zur 
Zahlung des Mindestlohnes wurde auf Verleiher, die zulässiger- 
weise Arbeitnehmerüberlassung in den Baubereich betreiben 
(Baunebengewerbe), erweitert. Die Hauptzollämter dürfen in Zu- 
kunft die Anmeldungen an die Finanzämter weitergeben, u. a. zur 
Prüfung, ob Doppelbesteuerungsabkommen eingreifen. Zur bes- 
seren Feststellung des tatsächhch gezahlten Stundenlohnes sind 
die Bauarbeitgeber verpfhchtet, künftig Beginn, Ende und Dauer 
der täglichen Arbeitszeit der Arbeitnehmer festzuhalten und vor- 
zulegen. Lohnunterlagen sind in Zukunft in deutscher Sprache und 
auf Verlangen der zuständigen Prüfbehörde auch auf der Baustelle 
bereitzuhalten. Der Bußgeldrahmen für unmittelbare oder „mit- 
telbare" Verstöße gegen die Mindestarbeitsbedingungen wurde 
von 100 000 DM auf 500 000 DM erhöht. 

Zur Verbesserung der Bekämpfung der Schwarzarbeit wurde u. a. 
der Bußgeldrahmen für den Auftraggeber oder Auftragnehmer 
von Schwarzarbeit von 100 000 DM auf 200 000 DM und der Buß- 
geldrahmen bei unlauterer Werbung für Schwarzarbeit von 
10 000 DM auf 50 000 DM erhöht. 

Auf der Grundlage der bisherigen und neuen Bestimmungen wird 
die Bundesregierung trotz der allgemeinen Notwendigkeit von 
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Personaleinspaningen den erfolgreichen Weg weiterverfolgen, 
durch Bereitstellung von ausreichendem Personal und Sachmit- 
teln für eine wirksame Bekämpfung illegaler Beschäftigung zu 
sorgen. Im Rahmen der Genehmigung des Haushaltsplanes der 
Bundesanstalt für Arbeit für das Haushaltsjahr 1998 hat die Bun- 
desregierung die Verschiebung von kw- Vermerken in der Erwar- 
tung vorgenommen, daß die Bekämpfung des Mißbrauchs und der 
illegalen Beschäftigung auf hohem Niveau auch über das Jahr 
1998 hinaus fortgesetzt wird. 


4. Welche Überprüfungen und wie viele Kontrollen hat die Bundes- 
anstalt für Arbeit durch ihre Beauftragten, hier das LAA Berlin- 
Brandenburg, 1997 an den Baustellen in Berlin durchgeführt? 

Wie viele Kontrollen erfolgten durch andere Behörden? 


Die Bundesanstalt für Arbeit unterscheidet in ihren Statistiken 
grundsätzlich nicht danach, in welchem Wirtschaftsbereich Kon- 
trollen durchgeführt wurden. 

Neben der Sonderprüfgruppe AD-Bau haben in Berlin auch die 
Leistungsstellen OWiG/AD sowie die Bearbeitungsstelle zur Be- 
kämpfung der illegalen Beschäftigung Außenprüfungen durch- 
geführt. Diese werden jedoch nicht gesondert erfaßt; sie fließen in 
die Gesamtergebnisse für den LAA-Bezirk Berlin/Brandenburg 
ein. Allein für die Sonderprüfgruppe AD-Bau in Berlin liegen Er- 
gebnisse des ersten Halbjahres 1997 vor, die Jahresergebnisse 
werden erst im Frühjahr 1998 vorliegen. In diesem ersten Halbjahr 
1997 wurden von der Sonderprüfgruppe AD-Bau in Berlin 3 016 
Prüfungen auf 283 Baustellen durchgeführt. Dabei wurden 10 306 
Personen befragt. 

Von den Prüf gruppen der BillBZ (Zollverwaltung), die neben dem 
Baubereich auch noch andere Wirtschaftszweige prüfen, sind in 
Berlin bis zum 30. November 1997 insgesamt 928 Baustellen- 
prüfungen mit 6 840 Personenbefragungen durchgeführt worden, 
die regelmäßig durch Geschäftsprüfungen bei Arbeitgebern er- 
gänzt worden sind. Außerdem haben die Prüfer der Zollverwal- 
tung an zahlreichen Prüfungen unter Federführung des Landes- 
kriminalamtes Berlin und der Arbeitsverwaltung in Berlin teilge- 
nommen. Diese Prüfungen wurden jedoch ebenso wie die der 
Leistungsstelle OWiG/AD nicht gesondert erfaßt; sie sind viel- 
mehr ebenfalls im Gesamtergebnis für den LAA-Bezirk Berlin/ 
Brandenburg enthalten. 

Über Ergebnisse von Baustellenkontrollen durch Länderbehörden, 
z. B. der für die Bekämpfung der Schwarzarbeit zuständigen Be- 
hörden in Berlin, liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


5. Wie bewertet die Bundesregierung die Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen, für die Bekämpfung illegaler Beschäftigung und die 
Einhaltung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes zuständigen Stel- 
len? 
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Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auf den 
Achten Bericht über Erfahrungen bei der Anwendung des Ar- 
beitnehmerüberlassungsgesetzes - AÜG - sowie über die Aus- 
wirkungen des Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Be- 
schäftigung - BillBG - Drucksache 13/5498 - (S. 41 ff., 55, 61), in 
dem die Zusammenarbeit der Behörden bei der Bekämpfung ille- 
galer Beschäftigung und Schwarzarbeit umfassend dargestellt ist. 
Durch das Arbeitsförderungs-Reformgesetz und das Erste Gesetz 
zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch hat der Ge- 
setzgeber auf Initiative der Bundesregierung die gesetzüchen 
Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit der Behörden wei- 
ter verbessert. Neben den Arbeits- und Hauptzollämtern, den 
Krankenkassen (Einzugsstellen), den Unfallversicherungsträgem, 
den Ausländerbehörden, den nach dem Gesetz zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit zuständigen Behörden und den Arbeitsschutz- 
behörden wurden die Rentenversicherungsträger in die Zusam- 
menarbeit und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten sowie die 
gegenseitigen Unterrichtungspfhchten der genannten Behörden 
einbezogen. Die Finanzbehörden unterstützen ebenfalls die Ar- 
beits- und Hauptzollämter bei der Bekämpfung illegaler Aus- 
länderbeschäftigung. Eine erfolgreiche Zusammenarbeit der Be- 
hörden, insbesondere die Unterstützung der Arbeits- und Haupt- 
zollämter, könnte dadurch noch weiter verbessert werden, daß die 
Länderbehörden mehr Personal und Sachmittel als bisher ein- 
setzen. 

Die Zusammenarbeit der in Berün für die Bekämpfung illegaler 
Beschäftigung und für die Einhaltung des Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetzes zuständigen Stellen ist insgesamt gut. 


6. Inwieweit ist sichergestellt, daß auch auf Bundesbaustellen Kon- 
trollen durchgeführt und illegal Beschäftigte aufgegriffen werden? 


Die Prüfgruppen der Arbeits- und Hauptzollämter haben nach In- 
krafttreten des Arbeitnehmer- Entsendegesetzes den Schwerpunkt 
ihrer Tätigkeit auf die Prüfung von Baustellen gelegt. Sie über- 
prüfen die Bundesbaustellen so intensiv wie andere Baustellen. 
Illegale Beschäftigung auf Baustellen des Bundes hat denselben 
Unrechtsgehalt wie illegale Beschäftigung auf anderen Baustellen. 
Illegal handelnde Arbeitgeber sollen sich nicht darauf einstellen 
können, daß bestimmte Baustellen weniger oft oder weniger um- 
fangreich geprüft werden als andere Baustellen. Die Bundesregie- 
rung ergreift jede Möglichkeit, illegale Beschäftigung von Bau- 
stellen des Bundes femzuhalten. 

Aufgmnd eines Erlasses des Bundesministeriums für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau vom 7. Juü 1997 wurde eine 
besondere Tariftreueerklämng für die auf den Baustellen des Bun- 
des in Berlin tätigen Unternehmen eingeführt. Danach sind die 
Auftragnehmer unter Absichemng durch eine Vertragsstrafe ver- 
pflichtet, die sie betreffenden tarifvertraghchen Verpfüchtungen 
und öffentlich-rechthchen Bestimmungen bei der Ausführung von 
Bauleistungen strikt zu beachten. Die Mitarbeiter der Bundesbau- 
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direktion wurden mit Schreiben vom 7. Februar 1997 angewiesen, 
bei neu abzuschließenden Verträgen das Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetz (AEntG) mit in die Vereinbarung einzubeziehen. Dies 
gilt für Auftragnehmer einschließlich Subuntemehmer. Auch die 
privatrechtlich organisierte Bundesbaugesellschaft Berlin mbH 
war bereit, diese Regelungen in ihrem Zuständigkeitsbereich zu 
übernehmen und in die jeweiligen Verträge einzubeziehen. So- 
wohl die Bundesbaudirektion als auch die Oberfinanzdirektion 
Berlin und die Bundesbaugesellschaft Berlin mbH führen Einlaß- 
und zum Teil auch Auslaßkontrollen durch. Die Baustellen der 
Baumaßnahmen des Bundes sind durch Zaunanlagen gesichert; 
die Zugangskontrolle wird durch Angehörige von Wachinstituten 
ausgeübt, darüber hinaus nimmt die örtliche Bauleitung stichpro- 
benartig Kontrollen vor. 

Auf der Grundlage von vorgelegten amtlichen Ausweispapieren 
und von Nachweisen zur Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis sowie 
bestehender Sozialversicherung erfolgt die Ausgabe von Dauer- 
bzw. Tagesausweisen. Arbeitnehmer aus den Staaten, mit denen 
Werkvertragsarbeitnehmer- Vereinbarungen bestehen, werden 
von den zuständigen Landes arbeits- und Arbeitsämtern über- 
prüft; im Einzelfall werden dort Auskünfte eingeholt. Bei den 
Kontrollen werden auch die Sozialversicherungsausweise der je- 
weiligen Mitarbeiter überprüft. Bei festgestellten Verstößen kom- 
men die vereinbarten Vertragsstrafen und zusätzlich Auftrags- 
sperren zur Anwendung. Auch hinsichtlich des Einsatzes von 
Subunternehmem ist gesichert, daß eine Beauftragung nur dann 
zulässig ist, wenn die Bundesbaudirektion, die Oberfinanz direk- 
tion Berlin oder die Bundesbaugesellschaft einer derartigen Be- 
auftragung ausdrücklich zugestimmt hat und der jeweilige 
Hauptauftragnehmer die geforderten Nachweise wie Unterlagen 
über Versicherungsbeiträge und Steuern der zu beauftragenden 
Nachuntemehmer vorgelegt hat. 


7. Wie viele illegal Beschäftigte wurden an den Baustellen in Berlin 
seit 1995 aufgegriffen? 


Wie bereits festgestellt, unterscheidet die Bundesanstalt für Arbeit 
in ihren Statistiken zu den Ergebnissen ihrer Prüfungen nicht nach 
Wirtschaftsbereichen, so daß auch vollständige Erhebungen über 
die im Baubereich festgestellten illegal Beschäftigten nicht vor- 
liegen. Zu berücksichtigen ist auch, daß bei illegalem Aufenthalt 
von Ausländem Straftatbestände verwirklicht werden und des- 
halb die von den Arbeits- und Hauptzollämtern aufgedeckten 
Fälle an die Ausländer- und Polizeibehörden übergeben werden, 
die die weiteren Maßnahmen ohne weitere Beteüigung der Ar- 
beits- und Hauptzollämter einleiten. Daneben greifen insbeson- 
dere auch die Ausländer- und Polizeibehörden der Länder aus ei- 
gener Prüftätigkeit illegale Ausländer auf, ohne daß insoweit die 
Arbeitsämter eingeschaltet werden, soweit dies nicht notwendig 
ist. 
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Im Landesarbeitsamtsbezirk Berlin-Brandenburg wurden im 
Jahre 1995 und 1996 - ohne Unterscheidung nach Wirtschafts- 
bereichen -4 191 illegal beschäftigte ausländische Arbeitnehmer 
aufgegriffen. 

Die Sonderprüfgmppe AD-Bau in Berlin hat im Zeitraum April 
1996 bis einschheßhch Juni 1997 insgesamt 2 255 Fälle wegen des 
Verdachts der Ausübung einer Beschäftigung ohne erforderliche 
Arbeitserlaubnis aufgedeckt sowie 2 225 Fälle wegen des Ver- 
dachts eines Verstoßes gegen das Ausländergesetz. 

Im Bereich der Zollverwaltung ergaben sich in allen Wirtschafts- 
bereichen folgende Verdachtsfälle auf Vorliegen von Verstößen: 


Abgabe von Verdachtsfällen durch die 


Zeitraum 

Hauptzollämter in Berlin an: 

1995 

1996 

1997 

(bis 11/97) 

Einzugsstellen 

828 

596 

606 

Arbeitsverwaltung wegen: 

- Leistungsmißbrauch 

242 

278 

190 

- Verstoß gegen arbeitserlaubnisrechtiiche 
Bestimmungen 

■ 338 

326 

243 

- Sonstiges, z. B. Arbeitnehmerüberlassung 

67 

116 

40 

Ausländerbehörde 

164 

237 

227 

Behörde zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

312 

816 

330 

Sonstige Behörden (z. B, Gewerbeämter, Berufs- 
genossenschaften) 

273 

174 

246 


Weitere Daten stehen nicht zur Verfügung. 


8. Wie hoch ist die Anzahl der Arbeitnehmer, die seitdem wegen 
Schwarzarbeit oder illegaler Beschäftigung bestraft wurden? 


Für die Bekämpfung der Schwarzarbeit sind die Länder zuständig. 
Der Bundesregierung hegen über durchgeführte Bußgeldverfah- 
ren wegen Schwarzarbeit keine Angaben vor. 

Für Arbeitnehmer gibt es keine Strafvorschriften wegen Ausübung 
einer Beschäftigung ohne erforderhche Genehmigung (Arbeits- 
erlaubnis). Im Jahre 1995 wurden im Landesarbeitsamtsbezirk 
Berlin/Brandenburg 1 876 Fälle wegen Ausübung einer Tätigkeit 
ohne erforderhche Arbeitserlaubnis aufgegriffen. In 755 Fällen 
wurden gegen Arbeitnehmer Verwarnungen und Geldbußen in 
Höhe von insgesamt rund 49 000 DM verhängt sowie 748 Strafan- 
zeigen insbesondere wegen des Verdachtes des unberechtigten 
Aufenthaltes erstattet. Im Jahre 1996 wurden 2 315 solcher Fälle 
aufgegriffen und 879 mit Verwarnungen und Geldbußen in Höhe 
von insgesamt rund 77 500 DM geahndet sowie 573 Strafanzeigen 
gegen ausländische Arbeitnehmer erstattet. Inwieweit es sich da- 
bei um Arbeitnehmer handelt, die im Baubereich tätig waren, ist 
nicht feststehbar. 


9. Welche Strafen bzw. Sanktionen wurden gegen rechtsuntreue Ar- 
beitgeber verhängt? 

Wie hoch sind die Bußgelder, die dabei verhängt wurden? 
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Die „ausbeuterische" Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer 
ohne erforderliche Arbeitserlaubnis ist nach § 227 a AFG (ab 
1. Januar 1998: § 406 Abs. 1 Nr. 3 SGB III) mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe, in besonders schweren Fällen mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bedroht. Die 
„umfangreiche" oder wiederholte Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer ohne erforderliche Arbeitserlaubnis ist nach § 227 a 
Abs. 2 AFG (ab 1. Januar 1998: § 407 SGB III) mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht. Entsprechende 
Strafvorschriften bestehen für den illegalen Entleih ausländischer 
Arbeitnehmer ohne erforderliche Arbeitserlaubnis (§ 15 a AÜG). 
Der illegale Verleiher solcher Arbeitnehmer ist mit einer Frei- 
heitsstrafe von bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bedroht, in be- 
sonders schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren (§ 15 AÜG). 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat in allen überprüften Wirtschafts- 
bereichen im Landesarbeitsamtbezirk Berlin/Brandenburg wegen 
illegaler Ausländerbeschäftigung und illegaler Arbeitnehmer- 
überlassung im Jahre 1995 3 258 Fälle aufgegriffen und 1 618 Ar- 
beitgeber mit Geldbußen und Verwarnungen geahndet sowie 644 
Strafanzeigen gegen Arbeitgeber erstattet. Die Höhe der Verwar- 
nungen und Bußgelder betrug insgesamt rund 3,7 Mio. DM. Im 
Jahre 1996 hat das Landesarbeitsamt 3 775 Fälle aufgegriffen und 
2 245 Arbeitgeber mit Geldbußen oder Verwarnungen belegt so- 
wie 621 Strafanzeigen erstattet. Die Verwarnungs- und Bußgeld- 
höhe betrug rund 4,8 Mio. DM. 

Wie viele Arbeitgeber des Baubereichs insoweit betroffen sind, ist 
der Bundesregierung ebenso wenig bekannt wie die Zahl der 
Fälle, in denen die Staatsanwaltschaft Anklage erhoben oder 
Strafbefehle beantragt hat und Verurteilungen durch die Gerichte 
erfolgt sind. Eine Mitteilung der StrafvoUstreckungs- oder Straf- 
verfolgungsbehörde über die abschließende Entscheidung der 
genannten Strafverfahren an die Bundesanstalt für Arbeit ist in 
Artikel 28 und 29 des Justizmitteilungsgesetzes vorgesehen. Das 
Justizmitteilungsgesetz tritt am 1. Juni 1998 in Kraft. 


10. Wie lange dauern die Bußgeldverfahren in der Regel? 

Welche Probleme gibt es bei der Vollstreckung von Bußgeldern ge- 
gen ausländische Arbeitgeber? 


Aussagen zur regelmäßigen Dauer eines Bußgeldverfahrens sind 
nicht möglich, da die Dauer vom Ermittlungsaufwand abhängig 
ist, der wiederum je nach Deliktsart und Lfmfang der Tat unter- 
schiedlich ist. Die Dauer einzelner Ermittlungsverfahren dürfte 
zwischen einigen Wochen bis zu mehreren Jahren (z. B. bei um- 
fangreichen Sachverhalten im Bereich der unerlaubten Arbeit- 
nehmerüberlassung) liegen. 

Um eine Vollstreckung von Bußgeld- bzw. Verfallbescheiden ge- 
gen Täter mit Sitz im Ausland zu ermöglichen, werden häufig Si- 
cherheitsleistungen nach § 132 StPO i. V m. § 46 Abs. 1 OWiG 
einbehalten oder der dingliche Arrest i. S. v. § 111 d StPO i. V m. 
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§ 46 Abs. 1 OWiG angeordnet, weil - mit Ausnahme von Öster- 
reich - die Vollstreckung von Geldbußen im Ausland gegen aus- 
ländische Täter wegen fehlender Vollstreckungsübereinkommen 
mit den meisten Entsendestaaten nicht möglich ist. 


11. Wie viele Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz wur- 
den 1997 gezählt? 

Wie wurden dabei die ausländischen Tarifbedingungen ermittelt? 


Von Januar bis einschließlich November 1997 haben die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit im Bezirk des Landesarbeits- 
amtes Berlin-Brandenburg 3 101 Fälle wegen des Verdachts eines 
Verstoßes gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz aufgegriffen 
und 1 113 Geldbußen mit einer Summe von insgesamt 
2 027 460 DM festgesetzt. Eine Zuordnung auf das Stadtgebiet 
Berlin ist nicht möglich. 

Im Bereich der Zollverwaltung sind in Berlin im Zeitraum Januar 
bis November 1997 in 115 Fällen Ordnungswidrigkeitenverfahren 
wegen des Verstoßes gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
eingeleitet worden. Die Anzahl der Arbeitnehmer, die unter dem 
Verdacht eines Verstoßes gegen das Arbeitnehmer-Entsende- 
gesetz beschäftigt wurden, belief sich dabei auf 830. Insgesamt 
wurden in diesem Zeitraum Bußgeldverfahren in Höhe von 
1 736 026 DM eingeleitet. 

Da durch das Arbeitnehmer-Entsendegesetz deutsche Tarifbe- 
stimmungen anzuwenden und zu überprüfen sind, werden die der 
Heimatländer nicht ermittelt. 
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